Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadie 1083 


Antrag 

der Abgeordneten Platner, Dr. Leiske und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 
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über das Apothekenwesen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Die Erlaubnis 
§ 1 

(1) Wer eine Apotheke errichten, erwer- 
ben, verlegen oder sonst betreiben will, be- 
darf dazu der Erlaubnis. 

(2) Das Initiativrecht der öffentlichen Ge- 
sundheitsbehörden bei der Neuerrichtung von 
Apotheken bleibt unberührt, soweit eine 
ordnungsgemäße Arzneiversorgung die Neu- 
errichtung von Apotheken gebietet und keine 
Anträge vorliegen, bei denen der Antrag- 
steller die persönliche und fachliche Quali- 
fikation nachweisen kann. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 erhält 
unter einer Mehrzahl von Bewerbern bei 
gleicher Eignung das Betriebsrecht der Be- 
werber, der das höchste Betriebsberechtigungs- 
alter hat. 

§ 2 

Die Erlaubnis darf nur einem Antrag- 
steller erteilt werden, der 

a) im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
und voll geschäftsfähig ist, 


b) die deutsche oder eine ihr gleichgestellte 
Approbation als Apotheker und die deut- 
sche Staatsangehörigkeit besitzt oder den 
deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt 
ist, 

c) nach Erteilung der Approbation minde- 
stens fünf Jahre in einer deutschen oder 
ihr gleichgestellten Apotheke als Apo- 
theker tätig gewesen ist. 

§ 3 

Die Erlaubnis ist zu versagen 

a) bei allen Anträgen, wenn der Antrag- 
steller in den dem Zeitpunkt der Antrag- 
stellung vorausgehenden fünf Jahren län- 
ger als zwei Jahre in einem nichtpharma- 
zeutischen Beruf tätig gewesen ist, 

b) bei Anträgen auf Errichtung oder Ver- 
legung einer Apotheke außerdem nur, 
wenn nach Lage, Bevölkerungszahl und 
-dichte nicht erwartet werden kann, daß 
die bestehenden Apotheken und die neu 
zu errichtende Apotheke eine den gesetz- 
lichen Vorschriften entsprechende ein- 
wandfreie Arzneiversorgung für die Dauer 
durchführen können. 

§ 4 

Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die 
Voraussetzungen des § 2 erfüllt sind und 
kein Versagungsgrund nach § 3 vorliegt. 
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§ 5 

Die Erlaubnis erlischt 

a) durch Verzicht oder durch Veräußerung 
der Apotheke, 

b) bei Entzug der Approbation des Erlaub- 
nisinhabers, 

c) bei Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe 
einer anderen Apotheke, 

d) mit dem Tode 'des Erlaubnisinhabers. 

§ 6 

(1) Die Erlaubnis wird entzogen, wenn 

a) der Antragsteller nicht innerhalb eines 
Jahres vom Zeitpunkt ihrer Erteilung ab 
die Apotheke aus Gründen, die er zu ver- 
treten hat, nach Maßgabe der Erlaubnis 
betreibt, 

b) eine der Voraussetzungen für ihre Er- 
teilung wegfällt. 

(2) Bei Verlust der Geschäftsfähigkeit ist 

die Apotheke unverzüglich zu verpachten 

oder zu veräußern. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Ausübung der Erlaubnis 

§ 7 

(1) Eine Apotheke darf nur In Form eines 
Einzelunternehmens, einer offenen Handels- 
gesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft 
betrieben werden. 

(2) Wird die Apotheke in Form einer offe- 
nen Handelsgesellschaft betrieben, so müssen 
alle Gesellschafter den Erfordernissen des § 2 
genügen. Wird die Apotheke in Form einer 
Kommanditgesellschaft betrieben, so müssen 
die persönlich haftenden Gesellschafter und 
diejenigen Kommanditisten, die Geschäfts- 
führerbefugnis erhalten, den Erfordernissen 
des § 2 genügen. 

S 8 

Kein Apotheker darf gleichzeitig mehrere 
Apotheken betreiben oder nutzen. 
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Die Apotheke muß der Apothekenbetriebs- 
ordnung des Bundeslandes, in dem sie betrie- 
ben wird oder betrieben werden soll, ent- 
sprechen. 

§ 10 

(1) Fällt die Apotheke beim Tode des Er- 
laubnisinhabers durch Erbfolge an eine Perso- 
nengemeinschaft oder an eine Person, der nach 
d ’esem Gesetz die Erlaubnis zum Betreiben 
der Apotheke nicht erteilt werden darf, so 
ist, vorüenaitlich der jöcstimmungen der Ab- 
sätze 2 und 3, die Apotheke binnen Jahres- 
frist zu veräußern. Bis zum Ablauf dieser 
Frist darf sie zugunsten der Erben verwaltet 
werden. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, 
in dem der Erbe von dem Erbanfall Kenntnis 
erlangt. 

(2) Nach dem Tode des Erlaubnisinhabers 
darf die Apotheke unbeschadet der Vorschrif- 
ten des bürgerlichen Rechtes von seiner erb- 
berechtigten Witwe und seinen erbberechtig- 
ten Kindern verpachtet werden, und zwar für 
die Dauer des Witwenstandes, mindestens 
aber bis zu dem Zeitpunkt, in dem das jüng- 
ste dieser Kinder das 25. Lebensjahr vollendet. 

(3) Hat eines der Kinder bis zur Vollen- 
dung seines 25. Lebensjahres den Apotheker- 
beruf ergriffen, so darf die Apotheke bis zu 
dem Zeitpunkt verpachtet werden, in dem 
dieses Kind ohne schuldhafte Verzögerung 
die Voraussetzungen zum Betreiben einer 
Apotheke erfüllt. 

(4) In den Fällen der Absätze 1, 2 und 3 
wird dem Apothekenleiter eine Zwischen- 
erlaubnis erteilt. 


DRITTER ABSCHNITT 
Krankenhaus-, Haus- und Zweigapotheken 
§ 11 

Einer Krankenanstalt, deren Umfang eine 
eigene Arzneiversorgung rechtfertigt, kann 
die Erlaubnis zur Errichtung einer Kranken- 
haus- Vollapotheke erteilt werden. Diese muß 
von einem Apotheker geleitet werden, der 
die Voraussetzungen zum Betreiben einer 
Apotheke erfüllt. Die Apotheke muß der 
Apothekenbetriebsordntung des Bundeslandes, 
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in dem sie betrieben wird oder betrieben 
werden soll, entsprechen. Die Abgabe von 
Arzneimitteln darf nur an Insassen der Kran- 
kenanstalt erfolgen. 

§ 12 

Ärztliche und tierärztliche Hausapotheken 
unterliegen den landesrechtlichen Bestim- 
mungen. 

§ 13 

Die Erlaubnis zur Errichtung von Zweig- 
apotheken wird nicht mehr erteilt. 
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Allgemeine und Schlußbestimmungen 

§ H 

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
bestehenden Apotheken unterliegen dessen 
Bestimmungen; soweit ihre Inhaber die Vor- 
aussetzungen nach § 2 Buchstaben a und b 
erfüllen, bedürfen sie keiner neuen Erlaubnis. 

(2) Soweit die nach § 58 des Reichsbewer- 
tungsgesetzes vom 16. Oktober 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1035) steuerlich erfaßten Apo- 
thekenbetriebsrechte auf Grund dieses Ge- 
setzes und der dazu ergehenden Durchfüh- 
rungsbestimmungen entwertet werden, ist 
dieser Entwertung bei dem Lastenausgleich, 
der Soforthilfe und anderen Steuern sowie 
durch langfristige Abschreibung Rechnung zu 
tragen. Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, die hierfür erforderlichen Rechts- 
verordnungen zu erlassen. 

§ 15 

Für die nicht zur Selbständigkeit gelangen- 
den Apotheker wird eine Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung errichtet. Diese ist ge- 
setzlich zu verankern. Die Mittel werden 
durch eine Umlage aller Apothekenbetriebe 
aufgebracht. Bemessungsgrundlage bildet der 
steuerbare Umsatz. 

§ 16 

Von den Bestimmungen der §§ 2 Buch- 
stabe c, 6 Abs. 1 Buchstabe a und 13 können 
Ausnahmen zugelassen werden. 


§ 17 

Der Buntdesminister des Innern wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechts Verordnung Bestimmungen zu 
erlassen, um die Gleichmäßigkeit in der Ge- 
setzanwendung zu sichern und zwar 

1. über das Verfahren bei Errichten, Erwer- 
ben, Verlegen oder sonstigen Betreiben 
einer Apotheke, 

2. über die Räume, die Einrichtung und den 
Betrieb von Apotheken, soweit sie zum 
Zwecke der einwandfreien Versorgung der 
Bevölkerung mit Arzneimitteln, deren 
Herstellung, Prüfung, Aufbewahrung und 
Abgabe erforderlich sind (Apotheken- 
betriebsordnung), 

3. über die Schaffung einer Versorgungskasse 
für nicht zur Selbständigkeit gelangende 
Apotheker (§ 15). 

§ 18 

Die Länder regierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die nach diesem Gesetz zuständigen Behörden 
sowie über das Verwaltungsverfahren zu er- 
lassen. 

§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 20 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

Bonn, den 15. Dezember 1954 


Platner 

Nellen 

Dr. Leiske 

Pelster 

Albers 

Frau Pitz 

Finckh 

Richarts 

Dr. Götz 

Scheppmann 
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Stauch 

Höcherl 

Hoogen 

Teriete 

Knapp 

Krammig 

Kroll 

Dr. Schneider (Lollar) 

I eonhard 

Dr. Löhr 

Dr. Czermak 

Morgenthaler 

Becker (Hamburg) 
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Begründung 


Die bisherigen Verhältnisse im Apotheken- 
wesen sind unhaltbar aus folgenden Gründen: 

1. Das bisherige „Gemischte System“ (Real- 
rechte, Realkonzessionen, Personalkon- 
zessionen) verstößt gegen das Gleichheit 
prinzip des Art. 3 GG. 

2. Die durch Art. 12 GG garantierte freie 
Wahl der Niederlassung ist nicht gegeben: 
Es muß ermöglicht werden, daß über- 
all dort Apotheken gegründet werden 
können, wo ihre Existenz ohne Gefähr- 
dung bereits bestehender Apotheken 
möglich ist. 

3. Die Verfügungsgewalt über Privateigen- 
tum wird unter Verstoß gegen Art. 14 GG 


beschränkt. Dem Staat kann das Recht 
zugebilligt werden, die Zahl der Apothe- 
ken im Interesse einer gesicherten Arznei- 
versorgung zu begrenzen, um einen schäd- 
lichen Existenzkampf zu vermeiden. Der 
Staat kann aber nicht das Recht haben, 
in die Verfügungsgewalt über Privat- 
eigentum bei einem Teil der Apotheken 
einzugreifen. 

4. Durch den bisherigen Zustand ist die 
Arznei Versorgung gefährdet: Zu wenig 
Apotheken (brit. und franz. Zone), zu 
hohe Preise für verkäufliche Apotheken, 
UnmöglichKeit der Modernisierung, zu 
hohes Alter der Apothekeninhaber. 
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